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Geschäftsbereich des Staatsministeriums des Innern TC "Geschäftsbereich des Staatsministeriums des Innern" \l 1 \n 
	1. Abgeordneter
Eike
Hallitzky
(BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN) TC "Hallitzky, Eike (BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN)
Kleidergeld für Beamte im Kriminaldienst " \l 2 
	Angesichts der Tatsache, dass das Kleidergeld für Beamte im Kriminaldienst erstens zunächst in großem Umfang entgegen den gesetzlichen Vorschriften ausgezahlt wurde, zweitens diese Gesetzeswidrigkeit erst unterblieb, als der ORH dies im Jahr 1998 angemahnt hatte und drittens nur wenige Monate nach der vorübergehenden Einführung einer gesetzeskonformen Praxis zum im hohem Maße gesetzeswidrigen Auszahlungsverfahren zurückgekehrt wurde, was die bayerischen Steuerzahler seither jedes Jahr rund 400.000 Euro kostet und angesichts der Tatsache, dass die Kripo-Beamten in der Öffentlichkeit eher mit der Aufklärung von Straftaten in Verbindung gebracht werden - und nicht vorrangig damit, selber finanzielle Nutznießer gesetzeswidrigen Verhaltens zu sein - frage ich die Staatsregierung, ob sie künftig beim Kleidergeld für Beamte im Kriminaldienst für einen gesetzeskonformen Vollzug des Bayerischen Besoldungsgesetzes sorgen will, wie das auch der Bayerische Oberste Rechnungshof in seinem jüngsten Bericht fordert?




Antwort des Staatsministeriums des Innern

Der Bayer. Oberste Rechnungshof hat in seinem Jahresbericht 2006 festgestellt, dass der weit überwiegende Teil der Beamtinnen und Beamten im Kriminaldienst seit Jahren das volle Kleidergeld erhält, obwohl ihnen nach den einschlägigen Vorschriften nur ein gekürztes Kleidergeld zustünde.

Nach Art. 10 Abs. 1 Satz 2 Bayer. Besoldungsgesetz erhalten die Beamtinnen und Beamten der Kriminalpolizei ein Kleidergeld. Nach der diese gesetzliche Bestimmung ausführenden Polizeidienstkleidungsvorschrift erhalten sie den vollen Satz von € 22,50 monatlich, wenn sie überwiegend, regelmäßig Außendienst verrichten, anderenfalls nur den gekürzten monatlichen Satz von € 11,25. Damit werden zusätzliche Verschleißerscheinungen der zivilen Kleidung abgegolten, die beispielsweise bei Fahndungsmaßnahmen, Tatortuntersuchungen oder Spurensicherungen vor Ort entstehen. Auch nach Auffassung des Bayer. Obersten Rechnungshofs ist die damit getroffene Differenzierung als solche sachgerecht, da sie in typisierter Weise den unterschiedlichen Belastungen im Innen- und Außendienst Rechnung trägt und in adäquater Weise den Zweck der gesetzlichen Regelung konkretisiert.

Entsprechend dieser Vorschrift erhalten die überwiegend im Innendienst tätigenden Beamtinnen und Beamten der Bayer. Polizei nur den gekürzten Satz. Hierzu zählen beispielsweise die Kriminaldienststellenleiter und die Führungsstäbe. Entgegen der Annahme des Bayer. Obersten Rechnungshofs leisten jedoch auch die übrigen Kriminalbeamtinnen und -beamten über das Jahr gesehen überwiegend und regelmäßig Außendienst. Das ergibt sich schon allein aus den Anforderungen ihrer Tätigkeit, die in der Natur des Kriminaldienstes liegen, der sich überwiegend auf den Tatort konzentrieren muss. Selbst auf der Dienststelle müssen Tätigkeiten wahrgenommen werden, die einen ähnlichen Verschleiß der Kleidung mit sich bringen (beispielsweise im Labor). Hierbei können die Außendienstzeiten allerdings nicht detailliert erfasst werden, da die Bayer. Polizei kein automatisiertes Zeiterfassungssystem besitzt und der Verwaltungsaufwand einer manuellen Erfassung unverhältnismäßig hoch wäre.

Die Kritik des Bayer. Obersten Rechnungshofs wurde bereits am 08.02.2007 im Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen des Bayer. Landtags ausführlich diskutiert. Auf Anregung des Bayer. Obersten Rechnungshofs beschloss der Ausschuss, die Staatsregierung zu ersuchen, die Bedenken des Obersten Rechnungshofs zum Kleidergeld im Zuge der anstehenden Besoldungsreform aufzugreifen. Die betreffende Vorschrift wird daher im Rahmen der anstehenden generellen Überarbeitung des Zulagenwesens neu formuliert, um die entstandenen Missverständnisse beim Vollzug auszuräumen.


	2. Abgeordnete
Christine
Kamm
(BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN) TC "Kamm, Christine (BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN)
Zahl der Anträge auf Aufenthaltserlaubnis in den einzelnen Bezirken Bayerns " \l 2 
	Wie viele Anträge auf Aufenthaltserlaubnis wurden bis zum jetzigen Zeitpunkt in den einzelnen Bezirken Bayerns jeweils gestellt, in wie viel Fällen wurden bislang in den einzelnen Bezirken Aufenthaltserlaubnisse und in wie viel Fällen wurden bislang in den einzelnen Bezirken Duldungen zur Arbeitsplatzsuche erteilt?




Antwort des Staatsministeriums des Innern

Bei der Beantwortung der Frage wird davon ausgegangen, dass sie sich auf die Bleiberechtsregelung der Innenministerkonferenz vom 17.11.2006 bezieht.

In Bayern wird keine Antrags-, sondern eine Ergebnisstatistik geführt, so dass zu den bloßen Antragszahlen keine näheren Angaben gemacht werden können. Wie bereits in der Antwort auf die Anfrage zum Plenum anlässlich der Plenarsitzung in der 05. KW 2007 mitgeteilt, beruhen die Antragszahlen von ca. 2000 im Zeitraum vom 20.11.2006 bis 31.12.2006 auf der Basis der Antragszahlen der Landeshauptstadt München und der Stadt Nürnberg nach einer Hochrechnung (vgl. LT-Drs. 15/7299 vom 01.02.2007).

Im Erfassungszeitraum 20.11.2006 bis 31.01.2007 wurden in den einzelnen Bezirken folgende Aufenthaltserlaubnisse auf der Grundlage der bayerischen Umsetzungsbestimmungen zum Bleiberechtsbeschluss der IMK erteilt:

	Regierungsbezirk
	Aufenthaltserlaubnisse

	Oberbayern
	81

	Niederbayern
	23

	Oberpfalz
	5

	Unterfranken
	28

	Oberfranken
	20

	Mittelfranken
	47

	Schwaben
	37

	Gesamt
	241


Im Erfassungszeitraum 20.11.2006 bis 31.01.2007 wurden in den einzelnen Bezirken folgende bis zum 30.09.2007 befristeten Duldungen zur Arbeitsplatzsuche erteilt:

	Regierungsbezirk
	Duldung

	Oberbayern
	14

	Niederbayern
	56

	Oberpfalz
	5

	Unterfranken
	112

	Oberfranken
	56

	Mittelfranken
	146

	Schwaben
	29

	Gesamt
	418


Die Zahlen werden immer zum Zehnten des Folgemonats erhoben, so dass für den Monat Februar noch keine Zahlen vorliegen.

Mit diesen Daten zeigt sich der positive Trend, dass die bayerischen Ausländerbehörden auf der Grundlage des IMK-Beschlusses und der bayerischen Umsetzungsbestimmungen vernünftige Lösungen erzielen. Die IMK-Bleiberechts-regelung bietet für faktisch wirtschaftlich und sozial integrierte Ausländer eine faire Chance auf ein Bleiberecht und vermeidet eine Zuwanderung in die Sozialsysteme.

	3. Abgeordnete
Ruth
Paulig
(BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN) TC "Paulig, Ruth (BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN)
Entwicklung der Energie- und Verbraucherkosten bei staatlichen Gebäuden " \l 2 
	Wie haben sich in den vergangenen 10 Jahren die Gesamtenergiekosten (Angaben in Euro) und der Gesamtenergieverbrauch bei staatlichen Gebäuden entwickelt und wie viele staatliche Gebäude wurden in diesem Zeitraum energetisch saniert?




Antwort des Staatsministeriums des Innern

Während für die Jahre 2005 bis 2006 noch keine ausgewerteten Zahlen vorliegen, haben sich in den vergangenen acht Jahren von 1997 bis 2004 der Energieverbrauch und die entsprechenden Kosten wie folgt entwickelt:


	Strom
	Stromverbrauch

Mio. kWh
	Kosten

Mio. €

	1997
	593
	58

	1998
	601
	57

	1999
	605
	57

	2000
	644
	49

	2001
	684
	59

	2002
	691
	65

	2003
	708
	70

	2004
	713
	73


	Wärme
	witterungsbereinigter Wärmeverbrauch Mio. kWh 
(ohne Brennstoff 
für Stromerzeugung)
	Kosten

Mio. €

	1997
	1.798
	56

	1998
	1.803
	52

	1999
	1.824
	50

	2000
	1.845
	64

	2001
	1.824
	77

	2002
	1.915
	74

	2003
	1.889
	77

	2004
	1.854
	77


Hierbei ist zu berücksichtigen, dass die Gebäudekubatur seit 1997 bis 2005 um rund 10% angewachsen und der technische Ausstattungsstandard der Gebäude kontinuierlich angestiegen ist.

Zur Anzahl der in den vergangenen 10 Jahren energetisch sanierten Gebäude können keine näheren Angaben gemacht werden. Energetische Sanierungen erfolgen in der Regel im Rahmen von Generalsanierungs- oder funktional erforderlichen Umbaumaßnahmen. Die genaue Anzahl und deren Aufwendungen werden jedoch nicht gesondert erfasst.


	4. Abgeordnete
Christa
Steiger
(SPD) TC "Steiger, Christa (SPD)
Geplanter Schotterweg für den landwirtschaftlichen Verkehr an der B 173 zwischen Lichtenfels und Kronach " \l 2 
	Trifft es zu, dass im Rahmen des geplanten vierstreifigen Ausbaus der B 173 zwischen Lichtenfels und Kronach für den landwirtschaftlichen Verkehr ein drei Meter breiter Schotterweg geplant wird, hält die Staatsregierung im Hinblick auf das Gewicht und die Größe von landwirtschaftlichen Maschinen dies für ausreichend und welche Trassenführung ist für diesen geplanten Schotterweg vorgesehen?




Antwort des Staatsministeriums des Innern

Nach dem geplanten vierstreifigen Ausbau der B 173 zwischen Kronach und Lichtenfels kann der langsame Verkehr nicht mehr auf der Bundesstraße geführt werden. Es sind deshalb für den landwirtschaftlichen Verkehr im erforderlichen Umfang geeignete Wege anzulegen. Hierbei werden als Ergänzung zum vorhandenen Straßen- und Wegenetz auch neue landwirtschaftliche Wege gebaut.

Die Bemessung der landwirtschaftlichen Wege erfolgt in Querschnitt und Aufbau auf der Grundlage der "Richtlinien für den ländlichen Wegebau, Ausgabe 2005" (RLW 2005). Diese Richtlinien geben den aktuellen Stand der Technik unter Berücksichtigung der Größe und des Gewichtes der landwirtschaftlichen Maschinen wieder. Der sog. Schotterweg ist unter den Standardbauweisen für den ländlichen Wegebau der Regelfall. Um möglichst geringe Flächen zu versiegeln, kommt eine bituminöse Befestigung nur in Ausnahmen zur Anwendung und erfolgt überwiegend im Einmündungsbereich zu den klassifizierten Straßen und in Steigungsstrecken. Die Fahrbahnbreite der Wirtschaftswege soll in der Regel 3,0 m betragen. Die Gesamtbreite einschließlich der befahrbaren Bankette hängt von der Verkehrsbedeutung des landwirtschaftlichen Weges ab und beträgt mindestens 4,0 m. Damit ist die Abwicklung des Verkehrs mit allen nach der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung zugelassenen Fahrzeugen möglich.

Die Streckenlänge der B 173 zwischen Lichtenfels und Kronach beträgt rd. 27,6 km, so dass Detailaussagen zu den einzelnen Wegeführungen an dieser Stelle nicht möglich sind. Die Notwendigkeit, Trassenführung und Ausbildung der landwirtschaftlichen Wege werden im Planfeststellungsverfahren für den jeweiligen Planungsabschnitt verbindlich festgelegt.

Geschäftsbereich des Staatsministeriums der Justiz TC "Geschäftsbereich des Staatsministeriums der Justiz" \l 1 \n 
	5. Abgeordneter
Werner
Schieder
(SPD) TC "Schieder, Werner (SPD)
Umsetzung des Personals der Amtsgerichtszweigstelle Kemnath im Zusammenhang mit der anstehenden Sanierung " \l 2 
	Warum wird das Personal der Amtsgerichtszweigstelle Kemnath im Zusammenhang mit der anstehenden Sanierung des Dachstuhls im Kemnather Gebäude in das Amtsgericht Tirschenreuth umgesetzt, obwohl das von baufachlicher Seite aus gesehen nicht erforderlich ist, und werden die Beschäftigten der Zweigstelle nach Abschluss der etwa ein halbes Jahr dauernden Sanierung wieder in Kemnath den Dienstbetrieb fortführen?




Antwort des Staatsministeriums der Justiz

Eine Entscheidung, ob die Beschäftigten der Zweigstelle Kemnath für die Dauer der anstehenden Baumaßnahmen im Hauptgericht Tirschenreuth untergebracht werden, ist noch nicht gefallen. Dies hängt vom Umfang der Sanierungsarbeiten und deren Auswirkungen auf den Gerichtsbetrieb ab. Eine zuverlässige Aussage hierzu kann erst getroffen werden, wenn die Planung der Baumaßnahmen abgeschlossen ist. Das Oberlandesgericht Nürnberg hat mit Schreiben vom 8. Februar 2007 das Staatliche Hochbauamt Amberg mit dieser Planung beauftragt.


Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus TC "Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus" \l 1 \n 
	6. Abgeordnete
Susann
Biedefeld
(SPD) TC "Biedefeld, Susann (SPD)
Übernahme des Büchergelds durch Kommunen " \l 2 
	Wie viele und ganz konkret welche Kommunen (Städte und Gemeinden) in Bayern haben mit bzw. nach der Einführung des Büchergeldes dieses Büchergeld anstelle der betroffenen Eltern aus ihrem jeweiligen Kommunalhaushalt übernommen und um welche Summen handelt es sich dabei (Einzelaufführung nach Kommunen)?




Antwort des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus

Mit Schreiben vom 07.03.2006 an die Kommunalen Spitzenverbände verwies das Staatsministerium des Innern auf den Beschluss des Ministerrats vom 31.01.2006. Danach ist aufgrund des Wortlauts des Art. 21 Abs. 3 BaySchFG, wonach das Büchergeld unter den im Gesetz genannten Voraussetzungen erhoben wird, eine Verpflichtung zur Erhebung des Büchergelds anzunehmen. Das Staatsministerium für Unterricht und Kultus ist im weiteren davon ausgegangen, dass sich die Kommunen an diese Vorgabe halten. Eine im Herbst 2006 in größerem Rahmen stichprobenartig durchgeführte Erhebung zu den Erfahrungen mit dem Büchergeld hat keine Hinweise darauf ergeben, dass Kommunen das Büchergeld nicht erheben. Ob vereinzelt Gemeinden gleichwohl das Büchergeld bei den Eltern nicht erheben, ist bayernweit nicht erfasst.


	7. Abgeordneter
Adi
Sprinkart
(BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN) TC "Sprinkart, Adi (BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN)
Zuteilung einer hauptamtlichen Lehrkraft für Französisch an der Realschule Immenstadt " \l 2 
	Aus welchen Gründen hat die Realschule Immenstadt seit 4 Jahren keine hauptamtliche Französischlehrkraft mehr zugeteilt bekommen und muss den Unterricht ausschließlich mit Referendaren gestalten, was ganz offensichtlich zu Akzeptanzproblemen bei Schülern und Eltern führt und das Ausbildungsprofil der Schule stark einschränkt, und ab wann kann die Realschule Immenstadt wieder mit der Zuteilung einer hauptamtlichen Lehrkraft für Französisch rechnen?




Antwort des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus

Vom Jahr 1999 bis zum August 2005 unterrichtete eine hauptamtliche Realschullehrerin das Fach Französisch an der Staatlichen Realschule Immenstadt. Im Schuljahr 2004/05 weilte diese Stammlehrerin im Auslandsschuldienst. Für sie unterrichtete eine französische Austauschlehrerin an der Realschule Immenstadt. Zum Schuljahr 2005/06 stellte die bayerische Französischlehrerin erneut einen Versetzungsantrag aus persönlichen Gründen (Familiengründung). Ihrem Antrag konnte im Offenen Versetzungsverfahren für das Schuljahr 2005/06 entsprochen werden. 
Für diese Lehrkraft forderte die Schulleitung der Realschule Immenstadt eine Neueinstellung. Ein erstes Stellenangebot an eine Bewerberin mit Englisch/Französisch wurde von dieser abgelehnt. Ein weiterer Nachbesetzungsversuch scheiterte jedoch wiederum aufgrund einer Absage. Für den Bereich Süd-Schwaben lagen dem Kultusministerium keine weiteren Bewerbungen mit dem Fach Französisch vor. Zur Vermeidung von Unterrichtsausfall bestand die einzige Möglichkeit, der Realschule Immenstadt zum Schuljahr 2005/06 eine Studienreferendarin zuzuweisen und gleichzeitig eine Teilabordnung einer hauptamtlichen Lehrkraft von der Realschule Sonthofen im Umfang von vier Wochenstunden vorzunehmen. 
Zum Schuljahr 2006/07 wiederholte sich die Einstellungssituation des Vorjahres. Zur Abdeckung des Pflichtunterrichts im Fach Französisch wurden zwei Studienreferendare zugewiesen. Hauptamtliche Lehrkräfte waren nicht bereit, ein Stellenangebot an der Realschule Immenstadt anzunehmen. 

Für das Schuljahr 2007/08 hat die Staatliche Realschule Immenstadt in dem seit 26. Februar 2007 laufenden Offenen Versetzungsverfahren erneut eine feste Stelle für Französisch ausgeschrieben. Sollte eine Besetzung in diesem Rahmen nicht möglich sein, so wird das Ministerium versuchen, mit seinem zentralen Versetzungsverfahren bzw. über eine Neueinstellung den dortigen Bedarf im Fach Französisch abzudecken. Auch für das Schuljahr 2007/08 wäre die Zuweisung von Studienreferendaren die absolute Notlösung um Unterrichtsausfall zu vermeiden.

Geschäftsbereich des Staatsministeriums der Finanzen TC "Geschäftsbereich des Staatsministeriums der Finanzen" \l 1 \n 
	8. Abgeordneter
Dr. Martin
Runge
(BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN) TC "Dr. Runge, Martin (BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN)
Änderung des Zuschusses zum Bau eines neuen Augsburger Stadions " \l 2 
	Ist seitens der Staatsregierung vorgesehen, dass der von der Staatsregierung zugesagte Zuschuss zum Bau eines neuen Augsburger Stadions durch den Zuwendungsempfänger über eine erstrangige Buchgrundschuld oder eine andere entsprechende Sicherheit zugunsten des Freistaates Bayern abgesichert werden muss?




Antwort des Staatsministeriums der Finanzen

Es ist vorgesehen, diesen Zuschuss der Stadt Augsburg für die Bereitstellung der notwendigen Infrastruktureinrichtungen für die Erschließung des Stadions zu gewähren. Da die Stadt somit Zuwendungsempfänger ist, ist, wie bei Kommunen allgemein, keine dingliche Sicherung der gewährten Zuwendungen erforderlich.


Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie TC "Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie" \l 1 \n 
	9. Abgeordnete
Ulrike
Gote
(BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN) TC "Gote, Ulrike (BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN)
Planung einer Skihalle in Bischofsgrün " \l 2 
	Wurde die Staatsregierung hinsichtlich einer Stellungnahme zum oder einer Beteiligung am Bau einer Skihalle in Bischofsgrün im Fichtelgebirge von der Gemeinde Bischofsgrün oder einer "Kommunalen Infrastrukturgruppe" angefragt, wie beurteilt die Staatsregierung das Projekt und welche finanziellen Fördermöglichkeiten seitens des Freistaats, des Bundes und der EU hält sie für realistisch?




Antwort des Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

Überlegungen, in Bischofsgrün einen Freizeitpark mit Skihalle zu errichten, sind dem Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie aus zwei Presse-mitteilungen bekannt (SZ vom 07.02.2007 bzw. Nordbayerischer Kurier vom 24.02.2007). Ein entsprechendes Konzept wurde dem Wirtschaftsministerium bislang weder von der Gemeinde noch von den Initiatoren des Projektes vorgestellt.
Im Übrigen ist der Vollzug der bayerischen Regionalförderprogramme auf die Bezirksregierungen delegiert, die in eigener Zuständigkeit Förderanträge bearbeiten und die Auswahl der zu fördernden Vorhaben im Rahmen ihrer Fördermittelquote treffen. Bislang sind die Gemeinde bzw. die Projektträger nicht an die zuständige Regierung von Oberfranken herangetreten. 
Vor diesem Hintergrund ist eine Aussage über eventuelle Fördermöglichkeiten nicht möglich.


	10. Abgeordnete
Dr. Hildegard
Kronawitter
(SPD) TC "Dr. Kronawitter, Hildegard (SPD)
Unterlassene Förderung des 1,5-Liter Autos Loremo " \l 2 
	Womit begründet die Staatsregierung bei der Prüfung des Antrags auf Fördermittel für das 1,5-Liter Auto Loremo ihre Einschätzung, "die wirtschaftlichen Erfolgs-aussichten, die Finanzierbarkeit und die konkrete Umsetzung" seien nicht als erfolgversprechend zu beurteilen, warum wurde keine externe Expertise wie in NRW zum Förderantrag eingeholt und mit welcher Begründung wurde eine etwaige Förderung in Hof (und in der entsprechenden bayerischen Förderzone) nicht als Zuschuss, sondern nur als Darlehen in Aussicht gestellt?




Antwort des Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

Die zitierte Aussage ist aus dem Zusammenhang gerissen und verkürzt. Tatsache ist, dass das Projekt vom StMWIVT als weniger Erfolg versprechend als andere vorliegende Förderanfragen eingestuft wurde. Ein Grund dafür liegt darin, dass bei der Prüfung der Förderwürdigkeit durch das StMWIVT insbesondere Wert darauf gelegt wird, dass die gesamte Umsetzungskette vom Prototyp bis hin zur Serie in Bayern erfolgt. Die Firma Loremo formuliert in ihrem Internetauftritt eindeutig: "Für die Großserie sind leistungsfähige Fertigungs- und Vertriebspartner in Osteuropa bzw. Südostasien vorgesehen." Die Technologieförderung des StMWIVT zielt dagegen auf die Schaffung von Produktionsarbeitsplätzen bei Unternehmen in Bayern. 
Genau wie in NRW wäre auch durch das StMWIVT im Falle einer Antragsstellung ein externes Gutachten beauftragt worden. Die Antragstellung erfolgte jedoch in NRW früher. Zur besseren Beurteilung des Vorhabens im Vorfeld einer Antragstellung sagte die Firma Loremo zu, das Gutachten der RWTH Aachen dem StMWIVT zur Verfügung zu stellen, was trotz mehrmaliger Rückfrage nicht erfolgt ist.

Die Behauptung, es wären nur Darlehen in Aussicht gestellt worden, trifft nicht zu. Das Unternehmen wurde über die Möglichkeit einer finanziellen Unterstützung im Rahmen der Regionalförderung informiert, die grundsätzlich als Zuschuss oder als Darlehen erfolgen kann und darüber hinaus über die Möglichkeiten der Technologieförderung (Zuschuss). 
Im übrigen wird das StMWIVT bei der Firma Loremo vor Ort am Freitag, 2. März 2007, sich über den aktuellen Sachstand des Vorhabens informieren und nochmals entsprechende Fördermöglichkeiten eruieren.

	11. Abgeordneter
Franz
Schindler
(SPD) TC "Schindler, Franz (SPD)
Zugangsmöglichkeiten zu DSL-Anschlüssen in ländlichen Räumen " \l 2 
	Da die bisherigen Bemühungen, die Breit​bandtechnologie flächendeckend ver​füg​bar zu machen, noch zu keinen Ergebnissen geführt haben und insbesondere ländliche Räume noch immer auf Zugangsmöglichkeiten zu DSL-Anschlüssen warten und Mitglieder der Mehrheitsfraktion in der Presse verkünden, dass sich die Staatsregierung bereit erklärt habe, Lösungen für den bisher nicht gedeckten Bedarf zu unterstützen, frage ich die Staatsregierung, wann die Betroffenen mit welcher konkreten Unterstützung rechnen können?




Antwort des Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

Das DSL-Angebot in Bayern verbessert sich stetig. So hat die Deutsche Telekom AG 2006 die Netzknoten von über 30 weiteren bayerischen Anschlussbereichen mit der erforderlichen Technik ausgestattet. Aufgrund der Investitionen von Kabel Deutschland in den Ausbau ihres TV-Kabelnetzes gibt es zudem in vielen bayerischen Gemeinden des ländlichen Raums eine leitungsgebundene Alternative zu DSL. Etliche Gemeinden bzw. Ortsteile werden nun versorgt, in denen DSL bislang nicht zur Verfügung stand. Vor allem aber funkbasierte Anschlusstechnologien wie WiMAX haben das Potential, DSL-Lücken im ländlichen Raum zu schließen. Schon heute gibt es Anbieter, die in enger Zusammenarbeit mit der Gemeinde funkbasierte breitbandige Internetzugänge realisieren. Bei der Versteigerung von speziellen Frequenzen hierfür Ende 2006 haben allein drei Unternehmen einen Zuschlag erhalten, die bundesweit Funknetze aufbauen wollen. 
Um das Breitbandangebot zu verbessern, hat das Bayerische Staatministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie mit den Industrie- und Handelskammern und dem Gemeindetag die Breitbandinitiative Bayern ins Leben gerufen. Ziel der Initiative ist es, Transparenz über die verschiedenen Breitbandalternativen zu schaffen und das Eigenengagement der Gemeinden zu stärken. 
Das StMWIVT wird noch im März ein Aktionsprogramm vorlegen, um eine flächendeckende Versorgung mit Breitbanddiensten zu erreichen.

Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz TC "Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz" \l 1 \n 
	12. Abgeordneter
Thomas
Mütze
(BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN) TC "Mütze, Thomas (BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN)
Ausgangskontrollen für Fleischwaren bei der Firma K. " \l 2 
	Mit welchen Maßnahmen wird sichergestellt, dass bei der Firma K. keine Fleischwaren aus den Kühlhäusern verbracht werden, ohne dass sie von den zuständigen Veterinären kontrolliert werden, sind bei der Firma K. auch Fremdwaren eingelagert, wenn ja, gelten die Ausgangskontrollen auch für diese Waren?




Antwort des Staatsministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz

Die Regierung von Schwaben hat dazu Folgendes mitgeteilt:

Die Regierung von Schwaben hat mit dem Inhaber des Kühlhauses (EK 241) in Illertissen am 19.02.2007 vereinbart, das Kühlhaus bis zum Ablauf des 20.03.2007 von sämtlichen Waren zu räumen, die durch Firmen eingelagert wurden, an denen der Inhaber selbst oder namentlich benannte Angehörige beteiligt sind (sog. Eigenwaren). Dabei ist vorgeschrieben, dass die Auslagerung als Lebensmittel erst nach vorheriger Beprobung und Freigabe als sicheres Lebensmittel i.S. von Art. 14 VO 178/2002 durch ein privates anerkanntes Labor unter amtlicher Kontrolle erfolgen darf. Die Beprobung umfasst mindestens eine sensorische Untersuchung. Bestimmte Waren sind darüber hinaus risikoorientiert auch mikrobiologisch zu untersuchen. Für die risikoorientierte Entscheidung über die Beprobung sind insbesondere folgende Kriterien maßgeblich:
- 
Art der Ware (z.B. Rinder- und Schweinekopffleisch)
- 
Herkunft der Ware
- 
in mikrobiologischer Hinsicht leicht verderbliche Ware

- 
bisher festgestellte Auffälligkeiten, insbesondere hinsichtlich der Kennzeichnung der Ware.

Das Landratsamt Neu-Ulm kann von einer vorherigen Beprobung durch ein anerkanntes Labor absehen, soweit die Ware offensichtlich verkehrsfähig ist.

Von der Räumpflicht und dem Verbot der Neueinlagerung vom 19.02.2007 nicht betroffen ist sog. Fremdware. Für die Wareneingangskontrolle bei Fremdware von Firmen, die Stellplätze im zugelassenen Kühlhaus in Illertissen angemietet haben, ist der Zulassungsinhaber entsprechend den geltenden Vorschriften ungeschmälert verantwortlich. Stichproben unterliegen auch hier der amtlichen Begutachtung. Am 22.02.2007 befand sich ein Fremdwarenbestand von 23 Fremdfirmen (namentlich bekannt) im Umfang von 2.800 t im o.g. Kühlhaus. Stichprobenweise ist die Fremdware durch die Kreisverwaltungsbehörde mindestens sensorisch beurteilt worden. Das Landratsamt Neu-Ulm ist befugt, weitergehende Untersuchungen auch dieser Ware durch ein akkreditiertes Prüflabor anzuordnen. Für eine risikoorientierte Beprobung gelten die vorstehend genannten Kriterien.

Über die oben aufgeführten Kontrollen sämtlicher Warenauslagerungen hinaus hat das Landratsamt Neu-Ulm im Wege der Amtshilfe die örtliche Polizei gebeten, das Betriebsgelände und den Lieferverkehr stichprobenweise zu überwachen. Dem Betrieb wurde ferner auferlegt, die amtlichen Kennzeichen der Ware abtransportierenden Fahrzeuge auf den Warenbegleitdokumenten zu vermerken. Dadurch kann ein Abgleich mit den von der Polizei festgehaltenen Kennzeichen erfolgen.

	13. Abgeordnete
Barbara
Rütting
(BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN) TC "Rütting, Barbara (BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN)
Ermittlungen wegen des Verdachts von Umdeklarierung von Fleisch " \l 2 
	Ist dem Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz bekannt, dass Zoll und Staatsanwaltschaft seit 2 Jahren wegen des Verdachts von Umdeklarierung von Fleisch beim Export nach Russland ermitteln, wenn ja, aus welchen Gründen führt das StMUGV in diesem Zusammenhang eigene Ermittlungen durch?




Antwort des Staatsministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz

Zur Beantwortung der Anfrage teilten das Staatsministerium der Justiz und die Regierung von Schwaben dem Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz am 27. und 28.02.2007 mit:

Das Zollfahndungsamt München, Dienstsitz Lindau, wies in einer Besprechung am 30.11.2006 im Landratsamt Neu-Ulm auf einen Fall von Umdeklaration von Fleisch hin, das von einer Firma mit Sitz in Illertissen veräußert und über mehrere Zwischenhändler letztlich nach Russland exportiert wurde. In einer Besprechung in der Regierung von Schwaben am 04.12.2006 legte die Zollfahndung den Sachverhalt detaillierter dar. Schriftliche Unterlagen erhielt die Regierung am 05.12.2006 nach einer Rücksprache der Zollfahndung mit der Staatsanwaltschaft Memmingen. In Absprache mit der Staatsanwaltschaft und unter Zuziehung eines Experten der Zollfahndung wurden die Geschäftsführer der Firma am 11.12.2006 mit den Unterlagen konfrontiert und um klärende Stellungnahme gebeten. Nachdem keine Aussagen zu diesem Vorgang erfolgten, flossen die Erkenntnisse der Strafverfolgungsbehörden über die Umdeklaration in das Verfahren zu dem am 06.02.2007 erlassenen Widerrufsbescheid zu Zulassungen der Firma ein. Die strafrechtlichen Ermittlungen dauern an.

Das Staatsministerium der Justiz teilte ferner mit:

Mit Ersuchen vom 24.11.2005 begehrte das Innenministerium Russlands, Linienabteilung für innere Angelegenheiten auf dem See- und Flussverkehr, verschiedene Ermittlungshandlungen im Wege der Rechtshilfe. Diese betreffen Voruntersuchungen russischer Strafverfolgungsbehörden wegen des Verdachts von Verstößen gegen russische Zollbestimmungen im Zusammenhang mit dem Import von Fleischwaren in das russische Hoheitsgebiet. Den Angaben des Rechtshilfeersuchens zufolge sollen an sich genusstaugliche Waren als Fleischabfälle deklariert worden sein. Im Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt und dem Bundesministerium der Justiz wurde die Rechtshilfe bewilligt. Die Staatsanwaltschaft Augsburg beauftragte das Zollfahndungsamt München, Dienstsitz Lindau, mit der Durchführung der Ermittlungen. Das Rechtshilfeersuchen ist inzwischen weitgehend erledigt. Die im Rahmen des Rechtshilfeersuchens durchgeführten Ermittlungen ergaben kein strafbares Handeln hiesiger Exporteure.

Weitere Informationen zu Ermittlungen der Strafverfolgungsbehörden wegen des Verdachts auf Umdeklarierung von Fleisch beim Export nach Russland liegen derzeit nicht vor; für eigene Ermittlungen des StMUGV besteht kein Anhaltspunkt.

	14. Abgeordneter
Joachim
Wahnschaffe
(SPD) TC "Wahnschaffe, Joachim (SPD)
Auszahlungszeitpunkt des Zuschusses für die Kläranlage in Sinzing OT Eilsbrunn " \l 2 
	Wann kann die Gemeinde Sinzing mit der Auszahlung des zugesagten staatlichen Zuschusses für die im Jahr 2004 begonnene teilweise Neuerrichtung der Kläranlage im Ortsteil Eilsbrunn rechnen?




Antwort des Staatsministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz

Es trifft nicht zu, dass es für diese Maßnahme der Gemeinde Sinzing (Bauabschnitt 26) eine Förderzusage gibt. Das Vorhaben wurde lediglich mit Zustimmung zum vorzeitigen Baubeginn begonnen und zur Aufnahme in das Förderprogramm 2007 angemeldet. Das Förderprogramm 2007 wird voraussichtlich im April 2007 bekannt gegeben. Sofern das Vorhaben im Förderprogramm 2007 berücksichtigt werden kann, kann die Gemeinde im Anschluss an die Bekanntgabe des Förderprogramms einen Zuwendungsbescheid erhalten und Zuwendungenabrufen. Aufgrund der knappen Haushaltsmittel ist bei der Auszahlung erdienter Zuwendungen derzeit mit Wartezeiten von bis zu eineinhalb Jahren zu rechnen.


Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Landwirtschaft und Forsten TC "Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Landwirtschaft und Forsten" \l 1 \n 
	15. Abgeordnete
Johanna
Werner-Muggendorfer
(SPD) TC "Werner-Muggendorfer, Johanna (SPD)
Verwendung der Mittel der Direktion für ländliche Entwicklung Regensburg für 2007 " \l 2 
	Wie viele finanzielle Mittel wurden der Direktion für Ländliche Entwicklung Regensburg für 2007 zur Verfügung gestellt, wie viele Mittel sind bereits durch Maßnahmen gebunden und trifft es zu, dass bereits zugesagte Förderungen von Maßnahmen in der Förderhöhe im Nachhinein reduziert werden mussten?




Antwort des Staatsministeriums für Landwirtschaft und Forsten

Dem Amt für Ländliche Entwicklung (ALE) Oberpfalz werden für das Jahr 2007 voraussichtlich 11,1 Mio. € Fördermittel für die Flurneuordnung und Dorferneuerung zur Verfügung gestellt. Dies entspricht einem Anteil von rd. 13,7 % an den Fördermitteln, die formell zur Bewirtschaftung durch die Ämter für Ländliche Entwicklung freigegeben werden.

Am ALE Oberpfalz waren zum 31.12.2006 für die derzeit anhängigen Verfahren zur Flurneuordnung und Dorferneuerung insgesamt rd. 95,1 Mio. € Fördermittel eingeplant. Deren Abfinanzierung wird nach derzeitigem Sachstand etwa 8 Jahre beanspruchen. Die Abfinanzierung erfolgt nach Baufortschritt und verfügbaren Fördermitteln im Laufe der Jahre.

Die bezüglich des Jahresbauprogramms 2007 durch die Mitarbeiter des ALE Oberpfalz mit den Gemeinden und Vorständen geführten Vorgespräche standen immer unter dem ausdrücklichen Vorbehalt, dass konkrete Festlegungen erst nach der Freigabe durch das Staatsministerium möglich sind. (Formelle Freigabe erfolgt demnächst).

Es gibt also für das Jahr 2007 bisher keine Zusagen, weder in Form von Vereinbarungen noch sonstigen schriftlichen Äußerungen für die Durchführung von Maßnahmen. Mangels derartiger Zusagen stand auch die Förderhöhe bei bereits zugesagten Förderungen bisher nicht zur Debatte.

Es besteht seitens des ALE Oberpfalz auch nicht die Absicht, bei bereits vereinbarten Maßnahmen die Fördersätze zu reduzieren.

Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen TC "Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen" \l 1 \n 
	16. Abgeordnete
Bärbel
Narnhammer
(SPD) TC "Narnhammer, Bärbel (SPD)
Mögliche Änderungen beim BayKiBiG " \l 2 
	Werden angesichts der zahlreichen Probleme in finanzieller, zeitlicher und organisatorischer Hinsicht, von denen Einrichtungsträger, Erzieherinnen und Eltern aus der täglichen Praxis in den Kindertageseinrichtungen seit Inkrafttreten des BayKiBiGs berichten, Änderungen des Gesetzes in Erwägung gezogen, und, falls ja, wann und in welchen Bereichen sollen diese erfolgen?




Antwort des Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

Das Bayerische Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz (BayKiBiG) ist am 1. August 2005 in Kraft getreten. Die kindbezogene Förderung als Mittelpunkt des neuen Gesetzes wird seit dem Beginn des Kindergartenjahres 2006/07 flächendeckend in Bayern umgesetzt, d.h. seit noch nicht einmal fünf Monaten.

Das BayKiBiG bewirkt einen grundlegenden strukturellen Umbau der Kinderbetreuungslandschaft. Es wäre unrealistisch, in dieser Phase nicht auch mit Problemen zu rechnen. Die positiven Meldungen überwiegen jedoch: So wurden z.B. in der Zeit vom 01.08.2005 bis 01.09.2006 für Kinder unter drei Jahren 8.879 Plätze neu geschaffen, die Umsetzung des Bildungs- und Erziehungsplans trägt zur Qualitätssteigerung in der Arbeit der Kindertageseinrichtungen bei, Verbesserungen wurden in der Zusammenarbeit Kindergarten – Grund-schule und in der Vernetzung vor Ort erreicht. In der Anfangsphase noch bestehende Umsetzungsprobleme werden sukzessive abgestellt.

Hinsichtlich Buchung und Förderung liegen derzeit noch keine repräsentativen Daten vor. Zunächst muss zumindest ein Kindergartenjahr abgewartet werden, in dem die kindbezogene Förderung flächendeckend angewandt wurde. Eine umfassende endgültige Bestandserhebung wird erst nach Abschluss der Endabrechnung 2006/2007 (Antragsfrist bis April 2008) möglich sein. Die Bundesstatistik zum 01.01.2007, dem ersten Erhebungszeitpunkt nach der flächendeckenden Einführung der kindbezogenen Förderung, wird voraussichtlich ebenfalls erst im Frühjahr 2008 vorliegen.

Ohne belastbare Datenlage zu den Auswirkungen des Gesetzes über Gesetzesänderungen nachzudenken, wäre unseriös.

